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Verzeichnis


I. Einleitung

1. Thema und Aufbau der Arbeit
Die vorliegende Facharbeit beschäftigt sich primär mit den Ursachen, dem Verlauf und den Folgen des Ruhraufstandes im Frühjahr 1920, wobei sein Einfluss auf bzw. seine Einbettung in die deutsche sozialistische Bewegung berücksichtigt wird.
Zunächst werden die Ursachen und kurzfristigen Auslöser des Aufstandes dargestellt. Dazu gehört sowohl der von der politischen Rechten getragene Kapp-Putsch in Berlin als auch der daraus resultierende Generalstreik, veranlasst durch die Gewerkschaften. Die Beschreibung des sozialistischen Lagers in Form von Parteien und Gewerkschaften soll helfen, den Ruhraufstand in die sozialistische Bewegung einzuordnen.
Vor diesem Hintergrund erfolgt dann die Beschäftigung mit den einzelnen Konfliktparteien während des Ruhraufstandes, ihrer Motivation, ihrer politischen Zielsetzung sowie auch ihrer militärischen Stärke. Dabei liegt der Schwerpunkt eindeutig auf der Auseinandersetzung mit der sogenannten Roten Ruhrarmee, während die „Regierungstruppen“ – Reichswehr, Freikorpsverbände und Sicherheitspolizei – nicht ganz so ausführlich dargestellt werden.
Der Verlauf des Ruhraufstandes von den ersten Erfolgen bis zur Niederschlagung durch die Regierungstruppen im April 1920 wird anschließend recht breit thematisiert und kann als Kernstück der Facharbeit betrachtet werden. Aktionen und Reaktionen der Roten Ruhrarmee - unter Berücksichtigung der Einflussnahme durch die unterschiedlichen Strömungen in der deutschen sozialistischen Bewegung - sollen hier aufgezeigt werden. Den Ereignissen in Mülheim wird noch einmal besondere Aufmerksamkeit geschenkt.
Abschließend wird der Ruhraufstand in Hinblick auf seine Auswirkungen auf die noch junge Weimarer Republik sowie in seiner historischen Bedeutung für die sozialistischen Parteien eingeordnet und beurteilt.
Die Schlussbetrachtung kann als persönliche Reflexion des vorliegenden Themas verstanden werden.
2. Forschungs- und Literaturlage
Bei der Beschäftigung mit dem Ruhraufstand im Frühjahr 1920 fällt zunächst auf, dass in der Fachliteratur für dieses Ereignis verschiedene Bezeichnungen verwendet werden. Während George Eliasberg1 vom „Ruhrkrieg“ spricht, bezeichnet Erhard Lucas diesen Konflikt als „Märzrevolution“2. Ebenfalls begegnet der Begriff „Ruhrkampf“ im Sinne einer „vergessenen Revolution“3 für den Ruhraufstand. „Ruhraufstand“ als spontane kämpferisch-militärische Erhebung findet sich dagegen eher in der didaktischen Literatur wie z.B. bei Klaus Lampe4 wieder. Auffällig bei den genannten Begrifflichkeiten ist, dass sie ein bestimmtes Verständnis dieses Ereignisses beinhaltet und auf die Einordnung und Wahrnehmung des Historikers bzw. des Autors verweisen. Alle Bezeichnungen werden dem historischen Ereignis durchaus gerecht, trotzdem erscheint für die vorliegende thematische Auseinandersetzung die Verwendung des Begriffs „Ruhraufstand“ treffend und richtig, weil er den nötigen Spielraum zur historischen Einordung lässt.
Im Kontext der oben genannten Begrifflichkeiten lässt sich auch die Forschungs- und Literaturlage gut beschreiben. Zunächst lässt sich feststellen, dass der Ruhraufstand, obwohl er zeitlich unmittelbar an den Kapp-Putsch angrenzt, historiographisch in dessen Schatten steht. So sind es vor allem wenige, schon ältere Werke, die sich in Einzeldarstellungen mit dem Ruhraufstand beschäftigen, wie sich den bereits oben erwähnten Schriften entnehmen lässt. Neuere Darstellungen sind bei Hans-Ulrich Wehler in seiner „Deutschen Gesellschaftsgeschichte“5 zu finden und auch Ulrich Herbert geht in seiner Gesamtdarstellung „Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert“6 darauf ein.

 II. Ausgangsituation

1. Der Kapp-Putsch
Ein unmittelbarer Auslöser des Ruhraufstandes war der am 13. März 1920 beginnende Kapp-Putsch in Berlin. Dieser Putsch wurde von der politisch alten Rechten getragen und richtete sich gegen die Auflösung von Truppen der Reichswehr und der Freikorps.7  Diese wehrten sich gegen die Bestimmung des Versailler Vertrags, der zufolge das Deutsche Reich seine Truppen von 400.000 auf 100.000 Soldaten reduzieren sollte.8 Der Putsch wurde von Wolfgang Kapp (Führer der Vaterlandspartei, preußischer Generallandschaftsdirektor) und Oberst Bauer (engster Mitarbeiter Ludendorffs in der OHL) geplant. Diese fanden sowohl in der Reichswehr als auch in den Freikorps-Verbänden Unterstützung. Auch General Walther von Lüttwitz - ihm unterstanden Freiwilligenverbände östlich der Elbe, in Thüringen und Sachsen - stand auf der Seite der Putschisten. Er ließ von der Marinebrigade Ehrhardt, der Elitetruppe der Freikorps, das Regierungsviertel in Berlin besetzen. Wolfgang Kapp wurde zum Reichskanzler ausgerufen.9  „Das gemeinsame innenpolitische Ziel der Umstürzler bestand darin, die Parteien und das Parlament auszuschalten, vorübergehend eine Diktatur zu errichten sowie längerfristig ein autoritäres Präsidialkabinett zu installieren.“10 Während des Putsches floh die Weimarer Regierung nach Dresden, später nach Stuttgart. Kapp und Lüttwitz scheiterten mit ihrem Putsch aber relativ schnell, da sie von der Reichswehrführung nicht unterstützt worden sind.11 Allerdings kämpfte die Reichswehr auch nicht gegen die Putschisten, denn dem sozialdemokratischen Reichswehrminister Gustav Noske wurden keine Truppen zur Verfügung gestellt -  treu nach dem von General von Seeckt (Chef des Truppenamtes der Reichswehr) aufgestellten Grundsatz: „Reichswehr schießt nicht auf Reichswehr“.12 Nur die DVP unter Gustav Stresemann wäre bereit gewesen, sich mit Kapp zu verständigen, jedoch nahm diese zunächst eine abwartende Haltung ein. Das endgültige, schnelle Ende des Putsches erfolgte aber, weil die sozialdemokratischen Regierungsmitglieder und der Vorstand der SPD zum Generalstreik aufriefen. Die Gewerkschaften schlossen sich diesem Aufruf an.  Das gesamte Land wurde innerhalb kürzester Zeit lahmgelegt und die Putschisten gaben schließlich auf.13 Dieser Generalstreik stellt den Beginn weiterer Ereignisse, insbesondere im Ruhrgebiet, dar.

2. Generalstreik
Am 18. März verkündeten die Gewerkschaften die Fortsetzung des Generalstreiks. Nach dem Scheitern des Kapp-Putsches wollten sie nämlich die „gesellschaftliche und politische Sicherung für die demokratische Fortentwicklung der Republik…schaffen.“14 Zu ihren Forderungen zählten die „Sozialisierung der dafür reifen Wirtschaftszweige, Reinigung des Behörden- und Militärapparates von unzuverlässigen Elementen, Bestrafung der Schuldigen, den Rücktritt des bei den Arbeitern verhassten Reichswehrminister Noske, Umbildung der Regierung nach Verständigung mit den Gewerkschaften und deren entscheidenden Einfluss auf die Wirtschafts- und Sozialgesetzgebung.“15 Daraus ergab sich aus Verhandlungen mit Vertretern der Reichsregierung am 20. März ein Acht-Punkte-Programm, das den Wünschen der Gewerkschaften weitgehend Rechnung trug; allerdings wurde die revolutionäre Frage, die seit 1918/19 nicht im Sinne der Arbeiterschaft geklärt war – organisierte Arbeiterschaft oder Parlament als gesellschaftlich-politische Macht – auch hier „nicht gelöst, sondern zugedeckt.“16 Erst nach der Entlassung des Reichswehrministers Noske wurde dann die Arbeit wieder aufgenommen. Das Ruhrgebiet hatte jedoch inzwischen einen ganz eigenen Kampf begonnen (s. IV.1.).


3. Sozialistische Parteien und Gruppierungen
Im Folgenden werden die sozialistischen Parteien und Gruppierungen, die am Ruhraufstand beteiligt waren, kurz portraitiert.
Die Parteien USPD, SPD und KPD spielten im Ruhraufstand, ebenso wie die Gewerkschaften und der FAUD eine große Rolle.
Die Zersplitterung der deutschen Arbeiterschaft und damit auch ihre unterschiedlich stark ausgeprägten sozialistischen Überzeugungen und Forderungen lässt sich am besten darstellen, indem die o.g. Gruppen in ihrem Verhältnis zum Weimarer Staat und in ihren politischen Zielsetzungen skizziert werden.
Die SPD als Regierungspartei bekannte sich zur parlamentarischen Demokratie und wollte dem Rätegedanken nur im wirtschaftlichen Bereich in Form von Betriebsräten Rechnung tragen. Die Bedrohung des bestehenden Staates und der damit errungenen Freiheit stellte sie sich aktiv entgegen.
Im Jahre 1917 war die Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD) als Abspaltung der SPD entstanden.17 Im Gegensatz zur SPD ging ihr die bestehende Weimarer Verfassung nicht weit genug. Die USPD wollte das Rätesystem verwirklicht sehen und unterstützte alle Bestrebungen, „die Räteorganisation schon vor der Eroberung der politischen Macht als proletarische Kampforganisation für den Sozialismus auszubauen und in ihr alle Hand- und Kopfarbeiter zusammenzufassen und sie zu schulen für die Diktatur des Proletariats.“
Die KPD (Kommunistische Partei Deutschlands) sah im Ruhraufstand 1920 die Möglichkeit, die Revolution von 1918/19 fortzusetzen, das kapitalistische System als Ausbeuterverhältnis abzuschaffen und durch eine sozialistische Produktionsordnung zu ersetzen. Der politischen Entmachtung der Bourgeoisie sollte die Diktatur des Proletariats folgen.18
Besondere Bedeutung während des Kapp-Putsches und des Ruhraufstandes kommt den freien Gewerkschaften und ihrem Dachverband dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund (ADGB) zu. Sie waren es, die durch den Aufruf zum Generalstreik zum raschen Ende des Kapp-Putsches beitrugen. Allerdings sahen sie darin nicht das Ende des Generalstreiks. Dieses sollte erst erfolgen, wenn bestimmte gewerkschaftliche Forderungen an die Regierung erfüllt worden waren (s. II.2.). Diese in Berlin geführten Verhandlungsgespräche nahmen auch Einfluss auf das der Gewerkschaften während des Ruhraufstandes. Sie nahmen vermittelnd Einfluss und trugen zur Lokalisierung und zügigen Beilegung des Konflikts bei. „Dabei hatten sie zugleich in Übereinstimmung mit den Wünschen der Ruhrarbeiterschaft die Forderung erhoben, die durch die Nationalversammlung suspendierte Frage der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Neuordnung im sozialistischen Sinne voranzutreiben.“19  Die Möglichkeit, eine Arbeiterregierung unter der Kanzlerschaft des Gewerkschaftsführers Carl Legien zu bilden, bestand in diesen Märztagen durchaus. Arthur Rosenberg schreibt dazu: „Gescheitert ist die Arbeiterregierung nicht so sehr an der SPD wie an dem doktrinären Starrsinn des linken Flügels der USPD (…).“20  
Im Zusammenhang der Gewerkschaften darf auch die Freie Arbeiterunion Deutschland (FAUD) nicht unerwähnt bleiben, da ein Teil der aufständischen Arbeiter dieser Organisation angehörte. Sie werden unter dem Begriff Syndikalisten in der Geschichtsschreibung geführt. Die radikale Umsetzung sozialistischer Forderungen war ihr Ziel. Am konsequentesten handelten hier die Mülheimer Aktivisten, sie riefen im März 1920 die Räterepublik aus.21






III. Konfliktparteien im Ruhraufstand und ihre Ziele

1. Die Rote Ruhrarmee

a.) Bezeichnung
Der Begriff „Rote Armee“ für die bewaffnete Arbeiterschaft im Ruhrgebiet wurde zeitgenössisch von Anhängern und Gegnern verwendet.22 Heute findet man in der Literatur auch häufig die Bezeichnung „Rote Ruhrarmee“, die auch in der vorliegenden Arbeit übernommen wurde.23 Erstmals taucht die Bezeichnung „Rote Ruhrarmee“ am 14. März 1920 in Ickern bei Dortmund in den Quellen auf.24
Inwieweit man von einer Armee im militärischen Sinne sprechen kann, ist allerdings fraglich. Häufig ist von einem spontanen Zusammenschluss die Rede, der aus der aktuellen Situation entstanden sei. Deshalb könne man auch nicht von einem „durchorganisierten Truppenkörper mit klaren Befehlsverhältnissen“ sprechen.25 Die raschen Erfolge allerdings, die die Rote Ruhrarmee in den ersten Aufstandstagen erzielte, legen allerdings Überlegungen nahe, ob es nicht doch schon kleine, geheime militärische Gruppierungen (als Ordnungsdienste getarnt) der USPD auf lokaler Ebene gegeben haben könnte. Eine einheitliche und schlagkräftige Militärorganisation habe es vor dem Aufstand aber definitiv nicht gegeben.26
Einen Ruhrkämpfer konnte man daran erkennen, dass er ein rotes Band oder eine rote Schleife am Arm trug.27 Ansonsten trug er zumeist seine zivile Kleidung.



b.) Truppenstärke und Organisationsstruktur
Die Rote Ruhrarmee umfasste etwa 50.000 Mann.28 Allerdings gibt es auch Quellen, in denen eine größere Zahl an Kämpfern genannt wird – so spricht beispielsweise eine heeresamtliche Darstellung aus dem Jahre 1943 von 80.000 Mann, spätere Darstellungen aus der DDR behaupten sogar, die Rote Ruhrarmee bestand aus 100.000 Mann. Den offiziell belegten Zahlen der Waffenabgabe folgend erscheint eine Truppenstärke von 50.000 Mann aber am plausibelsten.29
Auf unterer Ebene gab es Einheiten, auch Kompanien genannt, welche durchschnittlich aus 100-150 Mann bestanden. Sie benannten sich meist nach ihrem jeweiligen Herkunftsort, ihrem Anführer oder einem Revolutionshelden.30 Die Anführer besaßen das Vertrauen ihrer Einheit, weil sie in der Regel schon vor dem Aufstand politisch für die Arbeiterklasse aktiv waren und sich bereits im Kampf bewährt hatten.31 Betont wurde der lokale Zusammenhalt, indem die Einheiten voneinander als „die Duisburger“ oder „die Remscheider“ sprachen.32
Auch die Arbeiterfrauen unterstützen die Rote Ruhrarmee, indem sie freiwillig vor Ort bei den Truppen Verwundete versorgten und auch für deren Ernährung sorgten, so z.B. beim Durchzug durch eine Stadt.33

c.) Wer waren die Kämpfer?
Ein Großteil der Kämpfer rekrutierte sich aus ehemaligen Frontsoldaten, die auch im Ersten Weltkrieg mitgekämpft haben.34 Um in die Rote Ruhrarmee aufgenommen zu werden, musste man bestimmte Aufnahmekriterien bestehen, die Unterschiede in den einzelnen Städten aufwiesen. So musste man beispielsweise in Oberhausen mindestens 22 Jahre alt und maximal 45 Jahre alt sein und man musste mindestens eine halbjährige Mitgliedschaft in einer linken Partei oder Gewerkschaft nachweisen. Hinzu kam, dass man auch eine einjährige militärische Ausbildung haben musste. Zudem durfte man keine Vorstrafen wegen „ehrloser Verbrechen“ besitzen. In Horst forderte der Aktionsausschuss nur das Bekenntnis zur Diktatur des Proletariats als Eintrittsvoraussetzung in die Rote Ruhrarmee. Deswegen wurden dort sogar Minderjährige bewaffnet.35 Die Mehrheit der Teilnehmer an den Kämpfen waren älter als 25 Jahre, waren verheiratet und hatten Familie.36 Die politische Zugehörigkeit der einzelnen Ruhrkämpfer lässt sich nicht eindeutig ermitteln, doch kann man davon ausgehen, dass sie zu mehr als 50% den freien Gewerkschaften und zu mehr als 40% der Freien Arbeiter-Union angehörten. Bei der Parteizugehörigkeit ist es die USPD, der der größte Teil der Ruhrkämpfer angehörten, gefolgt von der KPD und nur wenige gehörten der SPD an. Aus einer Liste von fast 200 Festgenommenen kann man auch einen Einblick in die Berufsgruppen, die in der Roten Ruhrarmee vertreten waren, erhalten: etwa die Hälfte waren Bergarbeiter, mehr als ein Zehntel Metallarbeiter und ein Drittel „sonstige Arbeiter“. Wenn also im Zusammenhang des Ruhraufstandes von einem Aufstand der Arbeiter die Rede ist, trifft dies zu.37

d.) Bewaffnung
Das Waffenarsenal der Roten Ruhrarmee speiste sich zunächst aus der Beschlagnahmung von Polizeiwaffen. Die militärischen Erfolge brachten dann stets die Waffen der besiegten Truppen ein, die für den nächsten Kampf verwendet wurden. Auf diese Weise kam die Rote Ruhrarmee auch in den Besitz schwerer Waffen, von Artillerie und Minenwerfern.38 Zur Veranschaulichung, in welcher Größenordnung die Reichswehr Waffen bei der Roten Ruhrarmee vermutete, kann ein Telegramm des Generals von Watter vom 29. März 1920 herangezogen werden. Darin steht: „Sind bis 30.März 12 Uhr vormittags nicht schon 4 schwere Geschütze, 200 Maschinengewehre, 16 Minenwerfer, 20.000
Gewehre, 400 Art. Munition, 100.000 Jnf. Munition abgeliefert, so gilt die Bedingung der Waffenabgabe als nicht erfüllt.39

e.) Ziele
Auch wenn in der Roten Ruhrarmee alle Richtungen des Sozialismus vertreten waren, so einte sie ein gemeinsames Ziel: die ungeliebte „gegenrevolutionäre Armee“ zu besiegen und eine proletarische Diktatur aufzubauen.40 So weitreichende Vorstellungen besaßen aber nicht alle am Ruhraufstand Beteiligten. Die Sozialisierung einiger Industriezweige sowie ein größerer Einfluss der Arbeiterschaft auf die Regierung, kann jedoch als allgemeiner Standpunkt betrachtet werden.41

2. Reichswehr und Sicherheitspolizei
Die Reichswehr, geführt von den alten Eliten des Kaiserreichs, nimmt bei der Bekämpfung des Ruhraufstandes eine besondere Rolle ein. Während sie während des rechtsgerichteten Kapp-Putsches in Passivität verharrte und der von General von Seeckt ausgegebenen Losung „Reichswehr schießt nicht auf Reichswehr“ folgte, bekämpfte sie die aufständischen Arbeiter im Ruhrgebiet mit allen zur Verfügung stehenden militärischen Mitteln.42 Hervorzuheben ist hier die Person des Reichswehrkommandeurs General Oskar Freiherr von Watter, der seit Januar 191943 in Münster stationiert war und seine Truppen von dort aus koordinierte und befehligte. Aktiv wurden seine Truppen ab dem 1. April 1920, nachdem die Arbeiter dem Aufruf nach Entwaffnung nicht nachgekommen waren.44  
Die Sicherheitspolizei („Sipo“) wurde nach der Verabschiedung des Versailler Vertrages von der Regierung aufgebaut, um innenpolitisch weiterhin militärische Macht zu besitzen. Der Regierung war es nämlich unangenehm, durch Reichswehr und Freikorps oft vorkommende Militäreinsätze vorzunehmen. Diese Verantwortung sollten die jeweiligen Landesregierungen übernehmen. Die Sipo erweckte große Furcht bei den Arbeitern, denn sie war einerseits mit Maschinengewehren und Flammenwerfern für einen Bürgerkrieg ausgestattet, andererseits erhielten die Sicherheitspolizisten im Gegensatz zu den Freikorps eine Ausbildung und sogar den Beamtenstatus.45
3. Freikorps
Freikorps waren freiwillige Truppen, die von einzelnen Offizieren aus den Resten der kaiserlichen Armee aufgestellt wurden. Benannt wurden sie nach ihrem führenden Offizier. Am bekanntesten ist sicherlich das im Zusammenhang des Kapp-Putsches bereits genannte Freikorps „Marinebrigade Ehrhardt“ mit seinen rund 5.000 Mann.46 Während des Ruhraufstands fand dieses bei Berlin stationierte Freikorps jedoch keinen Einsatz. Vielmehr waren es die in den Ruhrgebietsstädten vorhandenen Freikorpsverbände wie z. B. das in Mülheim stationierte Freikorps Schulz47 oder das 2.500 Mann starke Freikorps Lichtschlag (genannt Totschlag) in Hagen.48 Einsatz fand aber auch auf Weisung der Reichsregierung in der Spätphase des Ruhraufstands das in Kiel stationierte Freikorps Loewenfeld, das etwa 1.500 Mann umfasste und in Bottrop eingesetzt wurde.49 Die Freikorpsverbände bestanden zumeist Soldaten, die der alten Ordnung anhingen und gerne wieder die politischen Verhältnisse vor der Weimarer Republik hergestellt hätten. Sie galten als besonders gewalttätig. Im Rahmen der Forderungen des Versailler Vertrags nach Reduzierung des Heeres sollten auch die Freikorpsverbände aufgelöst werden. Damit verband sich für die meisten Freikorpsmitglieder der Verlust ihrer wirtschaftlichen Existenz und die Angst vor einer ungewissen Zukunft.50 Ihre Parteinahme für Kapp und Lüttwitz und die Ablehnung der Weimarer Demokratie sind in diesem Zusammenhang zu betrachten.  

IV. Verlauf des Ruhraufstandes

1. Erste militärische Erfolge der Roten Ruhrarmee    
Der bewaffnete Aufstand der Arbeiter im Ruhrgebiet findet seinen Auslöser und Beginn im Kapp-Putsch in Berlin. Bereits am 14. März 1920 kam es in Wetter (an der Ruhr) zu Kämpfen zwischen dem Freikorps Lichtschlag und bewaffneten Arbeitern. Wie es zu diesem Konflikt kam, wird in der Fachliteratur graduell unterschiedlich dargestellt, ohne jedoch grundsätzlich widersprüchlich zu sein.51 Folgende Situation lässt sich als Ursache für die bewaffnete Auseinandersetzung rekonstruieren: Die Stadt Hagen galt als unsicheres Gebiet – das Gerücht der Ausrufung einer Räterepublik kursierte, sodass General von Watter eine Truppe des Freikorps Lichtschlag dorthin entsendete. Am Bahnhof Wetter wurde diese aufgehalten und der kommandierende Hauptmann Hasenclever traf auf die Arbeiterschaft. Hasenclever bekannte sich auf Nachfrage des Arbeiters Alfred Massek vom Streikkomitee Wetter zur Kapp-Lüttwitz Regierung. Massek stellte darauf fest, dass nun nichts mehr zu verhandeln sei. Es kam zum Kampf zwischen Arbeitern und Freikorpsangehörigen, bei dem Hasenclever und zehn seiner Männer sowie sechs Arbeiter den Tod fanden.52 Am 16. März fand in Herdecke eine weitere Auseinandersetzung statt, bei der bewaffnete Arbeiter aus Hagen, Wetter und Bochum auf das Freikorps Lichtschlag trafen. Auch hier siegten die Arbeiter und konnten mehr und bessere Waffen erbeuten.53 Inzwischen war die Hagener Zentrale gebildet worden.54  In den folgenden Tagen wurde auch das Freikorps Lichtschlag geschlagen sowie die Reichswehr in Elberfeld besiegt. Als Letztere am 18. März einmarschiert war, wurde sie von Arbeiter angegriffen und schließlich besiegt. Gleiches lässt sich für den 19. März für die Stadt Essen feststellen. Noch am gleichen Tag ordnete General Kabisch den Rückzug der Reichswehr aus dem westfälischen Industriegebiet an. Eine Konferenz von Arbeitervertretern trat noch am 19. März in Essen zusammen, die am 20. März einen Zentralrat bildete. In Mülheim wurde zeitgleich eine Kampfleitung gebildet. Bis zum 21. März hatten alle Reichswehrtruppen das rheinisch-westfälische Industriegebiet verlassen. Die Reichsregierung forderte die Hagener Zentrale auf, die verfassungsmäßigen Organe wiedereinzusetzen, den Streik abzubrechen und die Waffen niederzulegen. Der Sozialdemokrat Carl Severing, der als Reichskommissar für das Ruhrgebiet vor Ort vermitteln sollte, unterstützte diese Forderungen und drohte mit dem Einmarsch der Reichswehr. General von Watter ließ ebenfalls seinen Truppen den Einmarsch ankündigen.
So stellte sich die Situation dar, als Carl Severing zu einer Konferenz nach Bielefeld einlud, um einen Waffenstillstand mit den Arbeitern und ihren Repräsentanten wie z.B. Parteien, Gewerkschaften und Vollzugsräten auszuhandeln.55

2. Bielefelder Konferenz und Bielefelder Abkommen
Die Bielefelder Konferenz fand am 23. März statt und markiert einen Wendepunkt im Ruhraufstand. An ihr nahmen Vertreter der Regierung, also Staatskommissar Severing, der Parteien USPD, KPD, SPD, DDP und auch des Zentrums, Gewerkschaften, Vollzugsräte der Städte, die auch größtenteils aus Parteimitgliedern der USPD, KPD und SPD bestanden und Mitglieder der staatlichen und kommunalen Verwaltung, wie Oberbürgermeister und Landräte teil. Letztere sollten ein Gegengewicht zu den „Aufständischen“ einnehmen.56
„Severings Hauptstoßrichtung war es, einen Keil in die Arbeiterschaft zu treiben, die gemäßigteren Kräfte zu gewinnen und die Extremisten zu isolieren. Den ultralinken Forderungen sollte nicht nachgegeben werden.“57
Ziel der Bielefelder Konferenz war die Waffenruhe zwischen der Roten Ruhrarmee und der Reichswehr.58 Das Abkommen sah die begrenzte Amnestie für begangene Gewalttaten vor, aber auch die Zusicherung sozialer und wirtschaftlicher Einflussnahme der Arbeitervertretungen auf die Gesetzgebung auf der Grundlage des Acht-Punkte-Programms vom 20. März 1920. Gefangenenfreigabe und Waffenabgabe wurden ebenso festgelegt wie der Nichteinmarsch der Reichswehr in das Ruhrgebiet bei loyaler Einhaltung der Vereinbarungen zugesichert.59
Das Bielefelder Abkommen wurde ohne Vertreter der Reichswehr und der Freikorpsverbände geschlossen. Deshalb fühlten sich diese Gruppierungen auch nicht an die Bestimmungen der Waffenruhe gebunden. Auch die Ultralinke kümmerte sich nicht darum60, sodass die Kämpfe zwischen den Konfliktparteien nicht zum Erliegen kamen, sondern weitergingen.

3. Das Ende des Ruhraufstandes
Im Anschluss an das Bielefelder Abkommen zeigte sich, wie politisch uneinig die sozialistische Linke als Rote Ruhrarmee war. Während die Vollzugsräte im Wuppertal und im bergischen Land das Bielefelder Abkommen akzeptierten und auch die Vertreter der KPD und USPD auf einer Essener Delegiertenkonferenz sich für die Annahme der Bielefelder Bedingungen aussprachen, lehnte die politische Führung der Arbeiter im Westen des Industriegebiets diese ab. Der neugewählte Hagener Zentralrat trat für neue Verhandlungen mit der Reichsregierung ein, währenddessen die Kampfhandlungen ausgesetzt werden sollten. Die Mülheimer Kampfleitung forderte dagegen jedoch die Fortsetzung der Kämpfe auch während solcher Verhandlungen. Die Bitte des Zentralrats um weitere Verhandlungen wurde von der Reichsregierung mit der Begründung abgelehnt, die Rote Armee hätte das Bielefelder Abkommen nicht eingehalten. Ein neues Ultimatum auf der Grundlage des Bielefelder Abkommens wurde verkündet und mit Truppeneinmarsch gedroht. General von Watter ergänzte das Regierungsultimatum mit Zusatzforderungen nach Waffenabgabe, Gefangenenauslieferung und Auflösung der Vollzugsräte bis zum 31. März mittags.61 Inzwischen wurden auf Seiten der Arbeiter unterschiedliche Reaktionsweisen diskutiert. Dabei ging es um die Wiederaufnahme des Generalstreiks, aber auch der Abbruch aller Kämpfe, um ein Blutbad zu verhindern und die Rote Armee durch eine Volkswehr zu ersetzen (Essener Delegiertenkonferenz) wurden thematisiert.  Schließlich begann am 2. April die Reichswehr mit dem Einmarsch in das Ruhrgebiet, dabei genoss sie „volle Freiheit des Handelns, zu tun, was die Lage gebietet“ seitens der Reichsregierung.62 Eine noch von Severing einberufene Konferenz in Münster führte wiederum zu keinem friedlichen Ergebnis. Unterschiedliche Verlautbarungen über ihren Ausgang existierten und führten zu Verwirrungen innerhalb der bewaffneten Arbeiterschaft.63 Fest stand jedoch, dass ein Waffenstillstand bis zum 2. April ausgehandelt worden war. Trotzdem setzte die Reichswehr sich in Bewegung und es kam in den folgenden Tagen zu erbitterten, brutalen Kämpfen, die insbesondere auf Seiten der Arbeiterarmee hohe Verluste forderte. Der Reichswehr gelang es, in wenigen Tagen den Aufstand niederzuschlagen. Nachrichtenengpässe, fehlende Informationen über die anrückenden Reichswehrtruppen sowie eine mangelhafte militärische Ausstattung begünstigten die Niederlage der Roten Ruhrarmee. Der 8. April 1920 kann als Endpunkt des Ruhraufstands betrachtet werden, die Besetzung des Gebietes, in denen bewaffnete aufständische Arbeiter gekämpft hatten, war durch die Reichswehr vollzogen worden.64

4. Folgen für die Aufständischen
Im Zuge des Kapp-Putsches waren bereits seit dem 15. März außerordentliche Kriegs- und Standgerichte eingesetzt worden – so auch im Ruhrgebiet. Erschießungen ohne Aburteilung und Vernehmung wurden von der Reichswehr vorgenommen, so zum Beispiel zwei in Essen, 14 in Bottrop und acht in Mülheim. Da man von ähnlichen Übergriffen auch in anderen Städten weiß, kann angenommen werden, dass die Erschießungen willkürlicher Art in die Hunderte gingen.65 Der Historiker George Eliasberg macht dafür auch ein Rachebedürfnis der Reichswehr für die erlittene Niederlage in den ersten Tagen des Ruhraufstandes verantwortlich.66 Die Vorgehensweise der Reichswehr während dieser Zeit wird in der Fachliteratur auch „weißer Terror“ genannt.67 Tatsächlich wurden 882 Ruhrkämpfer von ordentlichen und außerordentlichen Gerichten zu insgesamt 1088 Jahren Freiheitsstrafe verurteilt.68 Der Ruhraufstand forderte aus den Reihen der Arbeiter über tausend Tote, während er auf Seiten der Reichswehr, der Freikorps und der Sicherheitspolizei zu etwa 250 Toten führte.69

5. Revolutionäre Tage in Mülheim
Um sich ein genaueres Bild von den Ereignissen jener Tage im März 1920 machen zu können, soll an dieser Stelle Mülheim an der Ruhr als Beispiel für eine Ruhrgebietsstadt unter den Bedingungen des Ruhraufstands skizziert werden. Darstellungen bei Eliasberg und Lucas werden durch das im Mülheimer Stadtarchiv lagernde Quellenmaterial ergänzt. Auch die Veröffentlichungen der örtlichen Presse in Form der Mülheimer Zeitung sind dabei von Nutzen.
Noch in den ersten Tagen des Kapp-Putsches ist in der Mülheimer Zeitung davon die Rede, dass das Leben in der Stadt ohne Ruhestörung verliefe, sogar die Straßenbahnen führen, was in Essen und Duisburg schon nicht mehr der Fall gewesen sei. Dass in den vorangegangenen Tagen keine Zeitung erschienen wäre, läge am Streik der Buchdrucker.70 Am 15. März, dem ersten Streiktag in Mülheim, so die Mülheimer Zeitung, seien viele junge Menschen durch die Straßen gezogen. Die Polizei zerstreute die Ansammlung durch Warnschüsse. Am Abend desselben Tages patrouillierten Soldaten des Freikorps Schulz durch die Innenstadt. Dabei kam es zu einem Zusammenstoß mit jungen Männern, bei dem einer der jungen Männer von einem Freikorpsangehörigen erschossen wurde.71 Auch am Abend des 18. März wurden zwei Arbeiter im Alter von 23 Jahren durch eine Handgranate, die von Freikorpssoldaten in eine Menschenmenge auf dem Kaiserplatz geworfen wurde, getötet. Am 19. März schließlich räumte das Freikorps Schulz die Kaserne an der Kaiserstraße, in der es seit 1919 untergebracht war und begab sich in Richtung Duisburg, später Dinslaken.72 Damit war eine Forderung der Arbeiter erfüllt.73
Am 19. März hatte von Dortmund und Essen aus bereits die Aufstandsbewegung auch auf Mülheim übergegriffen. Der Syndikalist Nickel, Mitglied des revolutionären Aktionsausschusses, rief die Räterepublik aus und forderte alle revolutionären Arbeiter auf, sich der Roten Armee anzuschließen. Die örtliche Polizei wurde entwaffnet. Ebenso waren alle Bürger angewiesen, ihre Waffen abzugeben, denn nur revolutionäre Arbeiter durften bewaffnet sein.74 Als Organ zur Veröffentlichung von Beschlüssen und Anordnungen bediente sich der Aktionsausschuss der Bekanntmachung im Mülheimer General-Anzeiger. Zahlreiche solcher Bekanntmachungen zu den tageswichtigen Themen Plünderungen, Ernährungslage, Entlohnung der revolutionären Arbeiter, Alkoholausschank oder auch die Enthebung aus öffentlichen Ämtern finden hier ihren Niederschlag.75 Gemeinsam ist ihnen, dass es stets darum ging, eine gewisse Ordnung für die Bevölkerung zu gewährleisten, sie gleichzeitig aber auch über die Vorgehensweise des Aktionsausschusses zu informieren. An die Stelle des Aktionsausschusses trat am 25. März 1920 der revolutionäre Vollzugsrat, in den 25 Mitglieder gewählt wurden, die sich aus den in den Werken gebildeten revolutionären Betriebsräten zusammensetzten. Eine Mitgliederliste zeigt ihre politische Zugehörigkeit auf und macht deutlich, dass in Mülheim vor allem Syndikalisten, Kommunisten und USPD-Mitglieder vertreten waren – also das linke, radikale Spektrum der sozialistischen Bewegung. Lokalhistorisch interessant ist in diesem Zusammenhang auch, dass der spätere Gewerkschaftsfunktionär Heinrich Melzer in dieser Mitgliederliste als Syndikalist geführt wird.76
In Mülheim gab es nach groben Schätzungen 1.000 bis 2.000 bewaffnete Arbeiter, von denen etwa 500 bis 600 auch tatsächlich an Kämpfen teilgenommen hätten.77 Dem Bielefelder Abkommen vom 24. März wurde nicht zugestimmt.
Die Mülheimer Kampfleitung hielt weiterhin an der bewaffneten Auseinandersetzung fest. Ihre noch Ende März entwickelten Pläne, Truppen aus Bochum, Dortmund und Essen zusammenzulegen und gegen die einziehende Reichswehr einzusetzen, verhallte, weil die Rote Armee längst aufgerieben war – von ihren politischen Führern einerseits, die ein sinnloses Blutvergießen verhindern wollten, wie durch die unkoordinierten Aktionen dreier sich zuständig fühlenden Zentralausschüsse andererseits.78 Am Ostersonntagmorgen, den 4. April 1920, begaben sich Vollzugsrat und Kampfleitung Mülheim auf die Flucht. In Mülheim-Styrum wurde von Angehörigen der Roten Ruhrarmee versucht, eine Brücke zu sprengen, um den Einmarsch der Reichswehrtruppen aufzuhalten. Dies misslang. Im Innenstadtbereich wurden von der Schlossbrücke aus Gewehre und Munitionskisten in der Ruhr versenkt. Am Abend zogen dann die letzten Mitglieder der nicht mehr bestehenden Roten Armee in Richtung Essen. Am nächsten Tag, Ostermontag, den 5. April, besetzte die Reichswehr dann auch Mülheim.79

V. Folgen und Auswirkungen des Ruhraufstandes

1. Folgen für die junge Weimarer Republik
Der Verlauf der Märzunruhen im Jahre 1920 – Kapp-Putsch und Ruhraufstand – zeigt, wie verwundbar und zerbrechlich die Republik von Weimar war. Der Putsch von rechts konnte durch den passiven Widerstand der Ministerialbürokratie und durch den Generalstreik nahezu im Keime erstickt werden. Spürbare Folgen für die Putschisten sucht man allerdings vergeblich. Vielmehr wurden die gerade noch putschenden und sich zu Kapp und Lüttwitz bekennenden Freikorps nur wenige Tage später gegen die aufständischen Arbeiter, von den Freikorps gerne als „Bolschewisten“ bezeichnet, im Ruhrgebiet eingesetzt. Dass die Reichswehrtruppen und Freikorps zur Weimarer Verfassung standen, darf bezweifelt werden. Wie sich auch bei weiteren Aufständen von rechts und links bis zum Jahre 1923 zeigen sollte, schienen die politisch Verantwortlichen „auf dem rechten Auge blind zu sein“ – dies betrifft sowohl die milden Strafen für die rechten Aufrührer wie allgemein die Wahrnehmung, dass der Bestand des Weimarer Staates eher von links bedroht sei.80
Als sichtbare Folge von Kapp-Putsch und Ruhraufstand kann das Wahlergebnis vom 6. Juni 1920 betrachtet werden. In Anbetracht der aktuellen Situation wurden die ersten Wahlen zum Reichstag vorgezogen. Das Ergebnis sollte für die Regierungsparteien der sogenannten Weimarer Koalition (SPD, DDP und Zentrum) zum „politischen Debakel“ werden.81 „Die USPD vervierfachte ihre Sitze im Reichstag (22:84), dazu kamen vier Kommunisten, während die SPD ein Drittel einbüßte (165:102). Die Demokraten gingen zurück. (…) Auf der Rechten hatten die Deutschnationalen einen großen Gewinn (44:71). Einen relativ sehr hohen Zuwachs errang die Deutsche Volkspartei (19:65).“82 Die Weimarer Koalition vereinte nur noch 44% der Wählerstimmen auf sich und war somit nicht mehr regierungsfähig. „So wurde bereits 1920 offenbar, dass der Weimarer Staat eine „Republik ohne Republikaner“ war.“83

2. Auswirkungen auf den Sozialismus in Deutschland
Als Reaktion auf den Kapp-Putsch war den deutschen Sozialisten etwas Besonderes gelungen. Gemeinsam sahen sie im Generalstreik eine friedliche Waffe, dem rechten Umsturzversuch entgegenzutreten. Der Aufruf „Proletarier vereinigt Euch“ führte zu einem kurzfristigen Solidarisierungseffekt, der die grundlegenden Konflikte innerhalb der sozialistischen Parteien SPD, USPD und KPD überlagerte.84 Als Regierungspartei vertrat die SPD einen gemäßigten Sozialismus, der nicht auf eine radikale Umwälzung der politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse in Deutschland ausgerichtet war. Vielmehr bekannte sie sich zur Weimarer Reichsverfassung und agierte entsprechend. Anders verhielt es sich bei der USPD. Sie wollte die sozialistische Revolution und Diktatur des Proletariats durchsetzen und sah den Weimarer Staat als Übergangslösung an. So erklärt sich auch, dass im Ruhraufstand vielfach Vertreter der USPD und ähnlich gesonnener Linkssozialisten wie Syndikalisten oder Kommunisten in den lokal und regional agierenden Vollzugsräten vertreten waren. Sie verstanden den Ruhraufstand als Möglichkeit, die Revolution von 1918/19 fortzusetzen und eine Räterepublik durchzusetzen, während die SPD und die Gewerkschaften (ADGB) den Weimarer Staat in seiner bisherigen Form verteidigen und erhalten wollten. Letztlich muss man feststellen, dass während des Ruhraufstandes sehr deutlich wurde, wie weit die SPD von den anderen sozialistischen Gruppierungen entfernt war: Setzte sie doch zu ihrer Bekämpfung im Ruhraufstand das Militär ein, dessen republikfeindliche Gesinnung bekannt gewesen sein dürfte. Dass die nach den Reichstagswahlen von 1920 stark gewordene USPD sich weigerte mit der SPD und den bürgerlichen Parteien zu koalieren, erscheint vor diesem Hintergrund verständlich, kann aber auch als verpasste Chance betrachtet werden, dem Weimarer Staat ein neues Gesicht zu geben. Als sich 1922 die USPD auflöste und ihre Mitglieder mehrheitlich in die KPD eintraten, war der Grundstein für eine starke Kommunistische Partei gelegt und die „Spaltung der Arbeiterbewegung zementiert“85.





VI. Schlussbetrachtung

Die Auseinandersetzung mit dem Thema der Facharbeit führte zu folgenden Einblicken und Erkenntnissen: Der Ruhraufstand im März 1920 scheint selbst im Ruhrgebiet zu den vergessenen Ereignissen der Geschichte zu gehören. Wie sonst ließen sich Buchtitel wie „Ruhrkampf 1920 – Die vergessene Revolution“ erklären. Tatsächlich ist selbst im Bewusstsein der historisch interessierten Personen meines Umfelds damit keine Erinnerung verknüpft, z.B. im Geschichtsunterricht davon gehört zu haben. Diese Tatsache hat mich überrascht und motiviert zum Ruhraufstand zu recherchieren. Bei der näheren Beschäftigung mit dem Thema stellte sich aber heraus, dass in historischen Fachkreisen der Ruhraufstand sehr wohl ein Thema ist. Allerdings lässt sich nach einer sicherlich nicht repräsentativen Durchsicht verschiedener in Schulen verwendeter Geschichtsbücher feststellen, dass der Ruhraufstand (im Gegensatz zum Kapp-Putsch) keine Erwähnung findet. Dies hat auch schon Klaus Lampe 1976 festgestellt: „Die Aufstände an Rhein und Ruhr … werden, wenn sie überhaupt erwähnt werden, summarisch als kommunistisch diffamiert.“86
In den neueren, lokal orientierten Darstellungen87, zumeist am Beispiel Essen, geht es darum, dem Ruhraufstand und den daran beteiligten Personen historische Gerechtigkeit zukommen zu lassen. Denn häufig wird die Rote Ruhrarmee als Synonym für brutale, gewalttätige Ausschreitungen gegen Zivilisten einerseits und gegen die Reichswehr- bzw. Freikorpstruppen andererseits einseitig dargestellt. Dies verwundert nicht, da die Nationalsozialisten das Gedenken an die aufständischen Tage im Ruhrgebiet den gefallenen Reichswehr- und Freikorpssoldaten widmeten und die gefallenen Arbeiter keine Erwähnung fanden. Dies lässt sich noch heute an einer Reihe von Gedenktafeln in den Ruhrgebietsstädten feststellen, wie die Fotos in der erwähnten Literatur zeigen.
Auch parteiisch, aber eher die revolutionäre sozialistische Bewegung verherrlichend, wird der Ruhraufstand in dem DDR-Fernsehfilm „Brennende Ruhr“88, nach dem gleichnamigen Roman von Karl Grünberg, aus dem Jahre 1967 dargestellt. Natürlich handelt es sich hier um fiktionale Unterhaltung, diese aber auf hohem Niveau. Mein zuvor angeeignetes Sachwissen erhielt hier Farbe. Um der Handlung folgen zu können, benötigte ich es aber auch.
Besonders spannend waren die Besuche im Mülheimer Stadtarchiv. Auch dort wurde auf besondere Weise Geschichte lebendig. Alte Zeitungen, Protokolle oder Rechnungen als Original in den Händen zu halten und daraus neue Informationen entnehmen oder Zusammenhänge herstellen zu können, machte wirklich Spaß.
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